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Sachgebiet 82 


Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Frau Dr. Wex, Frau Stommel, Frau Verhülsdonk, Dr. Götz, Burger, 
Franke (Osnabrück), Köster, Dr. Althammer und der Fraktion der CDU/CSU 


zur dritten Beratung des von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über ergänzende Maßnahmen zum Fünften Strafrechtsreformgesetz 
(Strafrechtsreform-Ergänzungsgesetz - StREG) 

- Drucksachen 7/376, 7/1753 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag ist der Auffassung, daß bei einer Änderung des 
§218 StGB sozial- und familienpolitische Maßnahmen im Vor- 
dergrund stehen müssen. Staat und Gesellschaft haben aufgrund 
ihrer sozialen Verantwortung und in Erfüllung des Verfas- 
sungsauftrages die Pflicht, Ehe und Familie zu schützen und zu 
fördern. In einem modernen sozialen Rechtsstaat dürfen wirt- 
schaftliche und soziale Gründe auf keinen Fall die Vernichtung 
ungeborenen Lebens rechtfertigen. 

Daher hält der Deutsche Bundestag folgende Maßnahmen für 
erforderlich: 

I. Einführung eines Erziehungsgeldes 

Ein neu einzuführendes Erziehungsgeld soll nicht nur ein 
Ausgleich für die wirtschaftliche und soziale Benachteili- 
gung der Familie sein, in denen sich ein Elternteil - im Re- 
gelfall die Mutter - voll der Betreuung und Erziehung des 
Kindes widmet, sondern auch der Entlastung der unvoll- 
ständigen Familie und der Familie mit behinderten Kindern 
dienen. Die familiäre Erziehung soll im Interesse der Chan- 
cengleichheit der Kinder durch begleitende Maßnahmen 
(Erziehungsberatungskurse) zusätzlich gefördert werden. 
Erziehungsgeld soll grundsätzlich bis zur Vollendung des 
3. Lebensjahres des Kindes in einer solchen Höhe gezahlt 
werden, daß ein Elternteil auf eine nennenswerte Erwerbs- 
tätigkeit im Interesse der Kindererziehung ohne unzumut- 
bare materielle Nachteile verzichten kann. Dabei sollen 
Einkommensgrenzen vorgesehen werden. Aus finanziellen 
Gründen ist es vertretbar, das Erziehungsgeld in Stufen ein- 
zuführen. 

In einer 1. Stufe soll für das 1. Lebensjahr eines Kindes 
ein Erziehungsgeld von monatlich 300 DM eingeführt 
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werden, sofern das Familieneinkommen bestimmte Einkom- 
mensgrenzen nicht überschreitet. 

Für Einkommensschwache (Alleinstehende oder geringver- 
dienende Ehepaare) ist das Erziehungsgeld höher anzuset- 
zen, um die Betroffenen von Sozialhilfe unabhängig zu 
machen. 

Für Zeiten des Bezugs von Erziehungsgeld dürfen keine 
Nachteile bei der sozialen Sicherung und bei der Wieder- 
aufnahme der Erwerbsfähigkeit (Arbeitsplatzsicherung) 
entstehen. 

II. Verbesserung des Familienlastenausgleichs 

An der Neuordnung des Familienlastenausgleichs zum 
1. Januar 1975 ist unbedingt festzuhalten. Dabei ist anzu- 
streben, daß auch Alleinverdienende mit durchschnittlichem 
Einkommen zusammen mit den Leistungen aus dem Fami- 
lienlastenausgleich ein Gesamteinkommen erzielen, das 
über der Sozialhilfeschwelle liegt; das gilt insbesondere für 
kinderreiche Familien. 

III. Einführung von Familiengründungsdarlehen 

Durch Einführung von Familiengründungsdarlehen soll jun- 
gen Menschen die Gründung einer Familie erleichtert wer- 
den. 

IV. Verbesserung der Mutterschutzgesetzgebung 

Im Rahmen einer Weiterentwicklung der Mutterschutzge- 
setzgebung sollen die Mutterschutzfristen nach der Entbin- 
dung verlängert werden, um den Müttern, die auch nach der 
Geburt eines Kindes Weiterarbeiten wollen, die Wiederauf- 
nahme der Erwerbstätigkeit zu erleichtern. 

V. Weitere familienfördernde Maßnahmen 

In Abstimmung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
sind folgende Bereiche weiter auszubauen: 

— Hilfen zur Erziehung und Betreuung der Kinder (Aus- 
bau von Kindertagesstätten und ähnlichen Einrichtun- 
gen, Förderung von Pflegestellen, Verbesserung von 
Haus- und Familienpflege durch Ausbau von Sozialsta- 
tionen). 

— Förderung der Familien im Bau- und Wohnungswesen 
(quantitativ und qualitativ ausreichende Wohnungen 
für kinderreiche und unvollständige Familien, Ausbau 
und bessere Gestaltung der Kinderspielplätze, stärkere 
Berücksichtigung kinderreicher Familien im Bundes- 
wohngeldgesetz) . 

— Hilfen für Familien mit behinderten Kindern (verbes- 
serte Erfassung behinderter Kinder, Ausbau der Ein- 
gliederungshilfen, stärkere Begrenzung der individuel- 
len Belastung von Eltern behinderter Kinder, Sicherstel- 
lung des Bedarfs an Sonderkindergärten- und Sonder- 
schulplätzen). 
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Diese Maßnahmen sollen entsprechend den finanziellen Mög- 
lichkeiten einer stabilitätsorientierten Finanzpolitik unter Zu- 
erkennung einer besonderen Priorität für die Familienpolitik 
stufenweise verwirklicht werden. 


Bonn, den 20. März 1974 


Carstens, Stücklen und Fraktion 
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